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ein Mitglied bei Gefahr im Verzuge über deſſen Ver⸗ 
anlaſſung behandelnden Arzte, welcher nicht Caſſenarzt 
iſt, wird weder durch das Muſterſtatut, $ 13 Abſ. 2, 
noch durch die Beſtimmung des § 6 des Geſetzes vom 
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S. 235. 


C. 


Cartelle — die unter $ 4 des Geſetzes vom 7. April 1870 
fallenden — ſind ungiltig und können kein Gegenſtand 
eines giltigen Vertrages werden. Eine ſolche ungiltige 
Cartellverbindung ift nicht nur dem Publicum gegen- 
über, fondern auch zwiſchen Mitgliederu des Unter⸗ 
nehmerverbandes ohne rechtliche Wirkung. Zur 
Geltendmachung der Unwirkſamkeit einer ſolchen Ber- 
abredung iſt nicht der Beweis erforderlich, daß in 
Folge derſelben der Preis der betreffenden Waare fich 
wirklich erhöht habe. — Umfang des im § 4 ge⸗ 
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Privat⸗Grundſtück in Folge einer von der Gemeinde 
aus ſtraßenpolizeilichen Gründen vorgenommenen Un- 
geſtaltung eines Weges. (Fall.) Nr. 27, S. 127. 

— der Gerichte zur Prüfung eines von einer Privat⸗ 
Eiſenbahn wider einen ihrer Beamten ergangenen 
Disciplinar⸗Erkenutniſſes. (Fall.) Nr. 34, S. 157. 

— der Gerichte zur Entſcheidung über Anſprüche der 
Gemeindevorſteher an die Gemeinden, welche fid) auf 
privatrechtliche Titel gründen. (Fall.) Nr. 47, S. 213. 


Verpflichtung des Lehrherrn zur Rückerſtattung eines 
vorausempfangenen Theiles des für die Lehrdauer 
vereinbarten Lehrgeldes. (Fall.) Nr. 37, S. 168. 

— des Reichsgerichtes zur Entſcheidung über ſeine eigene 
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— des Reichsgerichtes zur Entſcheidung über den Anſpruch 
auf die Ergreiferprämie. (Fall.) Nr. 12, S. 56. 

— der Verwaltungsbehörden zur Entſcheidung eines 
zwiſchen conceffionivten Kleinbahnen in Bezug auf die 
wechſelſeitige Benützung der Bahn und der Betriebs⸗ 
mittel entſtandenen Conflictes. (Fall.) Nr. 50, S. 227. 

— Incompetenz der Gerichte zur Entſcheidung über den 
Anſpruch des Staates auf Erſatz der von einer Ge- 
meinde eingehobenen und nicht abgelieferten Steuer- 
beträge. (Fall.) Nr. 21, S. 101. 

— Incompetenz der politiſchen Behörden zur Entſcheidung 
über den Erſatz eines von einer Krankenhaus- 
Verwaltung anläßlich der Verpflegung eines Gemeinde: 
angehörigen gemachten, nicht ſchon aus der Verpflegs- 
taxe zu deckenden Aufwandes. (Fall.) Nr. 3, S. 12. 

— Incompetenz der politiſchen Behörden zur Entſcheidung 
über die Herausgabe eines von den Gewerbsgehilfen 
angeblich als „Trinkgeld“ angeſprochenen Betrages 
ſeitens eines Fuhrwerksgewerbs-Inhabers, wenn das 
Recht auf den Bezug eines Trinkgeldes auf Rechnung 
des Lohnes nicht nachgewieſen erſcheint. (Fall.) Nr. 19, 
S. 88. 

— Incompetenz des Reichsgerichtes bei Beſchwerden 
wegen durch Landtagsbeſchluß geſchehener angeblicher 
Verletzung des Rechtes der Wähler auf Ausſchreibung 
einer Neuwahl für den Landtag. (Fall.) Nr. 33, S. 150. 

— Incompetenz des Reichsgerichtes zur Entſcheidung 
über behauptete Eingriffe in die politiſche Rechtsſphäre 
öffentlicher Lehrer durch die Disciplinarbehörden. (Fall.) 
Nr. 37, S. 169. 

— Incompetenz des Reichsgerichtes zur Ueberprüfung 
einer Regierungs⸗Verfügung beziehungsweiſe der Nicht 
genehmigung einer beabſichtigten Statutenänderung 
rückſichtlich eines im Sinne des $ 2 lit. h des faij. 


Patentes vom 26. November 1852 zu Recht » 
ſtehenden Verſicherungs⸗Vereines. (Fall.) Nr. 40, S. 180. 

Competenzconflictſes) cines bejahenden — Entſcheidung 
zwiſchen dem Tiroler Landes-Ausſchuſſe und dem k. k. 
Miniſterium des Innern rückſichtlich der Zuſtändigkeit 
zur Genehmigung, beziehungsweiſe Abänderung von 
Straßen⸗Regulirungsplänen in den Gemeinden Wilten, 
Hötting und Pradl. (Fall.) Nr. 17, S. 79. 

— verneinender zwiſchen Gerichts⸗ und Verwaltungs: 
behörden in Angelegenheit eines von einer Privat: 
Eiſenbahn gegen einen ihrer Beamten ergangenen 
Disciplinar⸗Erkenntniſſes. (Fall.) Nr. 34, S. 157. 

Congrua. Bei Verſäumung der im $ 2 der Minifterial- 
Verordnung vom 20. Jänner 1890 feſtgeſetzten Friſt 
zur Einbringung des Einkommen⸗Bekenntniſſes geht 
der Congrua-Anſpruch unbedingt verloren. (Fall.) 
die, in EL PA, 

— Für das Ausmaß des Seelſorger⸗Ruhegehaltes kommt 
es darauf an, welcher Congruabetrag für die betreffende 
Seelſorgeſtation „ſyſtemiſirt“ iſt. (Fall.) Nr. 27, S. 127. 

=. ⸗Ergänzungs⸗Anſprüche kann man auch ohne Er⸗ 
ſchöpfung des adminiſtrativen Inſtanzenzuges vor dem 
Reichsgerichte geltend machen. (Fall.) Nr. 47, S. 213. 

Correſpondenzkarten. In der Forderung der k. k. 
Poſtverwaltung, daß die durch Private hergeſtellten 
Poſtcorreſpondenzkarten der für die amtlichen Blanquette 
dieſer Karten beſtehenden Vorſchrift, nämlich auf der 
Vorderſeite der Karte jedenfalls mit deutſcher Ueber- 
ſchrift „Correſpondenzkarte“ verſehen ſein müſſen, kann 
eine Verletzung des Rechtes der nationalen Gleich: 
berechtigung nicht erblickt werden. (Fall.) Nr. 30, S. 138. 


D. 


Deutſcher Juriſtentag. Notiz.) Nr. 35, S. 162. 

Diäten. Die Beſtimmung des Art. VIII des Hof- 
kammer⸗Decretes vom 21. Mai 1812 findet auf den 
Fall, wenn ein Beamter den Dienſtpoſten eines Dieners 
verjieht, keine Anwendung. In einem ſolchen Falle 
gebühren dem betreffenden Beamten die ihm nach 
ſeiner Rangsclaſſe zukommenden Diäten. (Fall.) 
Nr. 25, S. 117. 

— Es it Sache der Staatsverwaltung, behufs Ermitte⸗ 
lung des gebührenden Diätenbetrages ſich über „die 
Zeit der Anweſenheit beim Reichsrathe“ des jeweiligen 
Abgeordneten zu vergewiſſern. (Fall.) Nr. 26, S. 121. 

Dienſtalterszulagen. Disciplinarſtrafen bilden nur 
bedingungsweiſe eine Vorausſetzung für die Aberken⸗ 
nung, beziehungsweiſe den Aufſchub des Anſpruches 
von Lehrperſonen auf Gewährung von Dienſtalters⸗ 
zulagen. — Zeitpunkt der Fälligkeit dieſer Zulagen 
nach vorausgegangenen Disciplinarſtrafen. (Fall.) 
Nr. 48, S. 218. 

Dienſtbote (als) iſt der zur Reinigung und zum In⸗ 
ordnunghalten eines Hauſes beſtellte und hiefür durch 
den unentgeltlichen Genuß einer Wohnung entlohnte 
Hausbeſorger anzuſehen. (Fall.) Nr. 28, S. 131. 

Dienſtunfähigkeit, ſ. Witwenpenſion. 

Dienſtverhältniß. Ob eine zwiſchen dem Arbeitsgeber 
und dem Arbeitsnehmer getroffene Vereinbarung, durch 
welche Letzterer nach Beendigung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes in ſeiner gewerblichen Thätigkeit beſchränkt wird, 
als unerlaubt nach $ 878 a. b. G.⸗B. anzuſehen fei, 
7 = Fall zu Fall zu beurtheilen. (Fall.) Nr. 49, 

Disciplinar⸗Erkenntniß einer Privat⸗Eiſenbahn gegen 
einen ihrer Beamten; gerichtliche Competenz. (Fall.) 
Nr. 34, S. 157. 

Disciplinarſtrafen, f. Dienſtalterszulagen. 

Disciplinarunterſuchung, ſ. Lehrer. 

Druckſchrift. Die Unterſagung des Nachdruckes muß 
ſelbſtſtändig an der Spitze eines jeden Artikels aus⸗ 
geſprochen werden, rückſichtlich deffen fie wirkſam fein 
ſoll. (Fall.) Nr. 40, S. 181. 

Zur Wiſſentlichkeit des Eingriffes wird erfordert, daß 
der Thäter entweder des für den Artikel rechtsgiltig 
ausgeſprochene Nachdruckverbot gekannt oder doch an 
der Freigebung des Artikels gezweifelt, und auf die 
Gefahr hin, daß das Verbot beſtehe, fih zum Ein: 
griffe entſchloſſen habe. (Fall.) Nr. 40, S. 181. 

— verbotener Inhalts⸗Aufnahme in eine Reichsraths⸗ 
interpellation. (Fall.) Nr. 41, S. 187. 


Drucdfchrift: Bertheilung” nach $ 23 des Pr.⸗G. ſetzt 
körperliche Uebergabe von Hand zu Hand voraus; das 
Verſenden einer Druckſchrift mittelft Poſt, auch wenn 
es an mehr oder weniger beſtimmte Perſonnecomplexe 
erfolgt, iſt nicht „Vertheilung“. (Fall.) Nr. 48, S. 216. 


E. 


Ebebindernif der Religionsverſchiedenheit wird durch 
die unterlaſſene Anzeige des Austrittes aus einer 
Religionsgenoſſenſchaft noch nicht begründet. (Fall.) 
Nr. 34, S. 158. 

Ehe ruſſiſcher Staatsangehöriger im Auslande. (Notiz.) 
Nr. 43, S. 196. 

Ehrenbeleidigung. Die Fertigung eines Schriftſtückes 
ehrverletzenden Inhaltes (12, Hauptſtück des St.⸗G.) 
reicht nicht aus, auch Denjenigen verantwortlich zu 
erklären, der es in wenngleich ſchuldbarer Unkenntniß 
des Inhaltes unterſchrieb; vorſätzlich ($ 1 St. -G.) 
muß die Kundgebung erfolgen, welche als wider die 
Sicherheit der Ehre gerichtet, in Gemäßheit der er: 
wähnten Strafbeſtimmungen zugerechnet werden fon, 
(Fall.) Nr. 18, S. 85. 

Eichhörnchen gehören zum Wilde: der Jagdberechtigte 
hat den durch diefe verurſachten Schaden zu vergüten. 
Fall.) Nr. 52, S. 236. x 

Eigenthum. Verhältniſſe, welche ſich auf Eigenthums⸗ 
objecte beziehen, die einem öffentlichen Zwecke dienen, 
ſind öffentlich⸗rechtlicher Natur, auch wenn fie ſich auf 
Vereinbarungen gründen. (Fall.) Nr. 4, S. 16. 

Einfuhrverbot. ſ. Viehſeuche. 

Einkommenſteuer. Theilweiſe Stattgebung einer Klage 
beim Reichsgerichte auf Rückerſtattung von Einkommen⸗ 
ſteuerbeträgen auf Grund des über die Vorſchreibung 
gefällten Erkenntniſſes des Verwaltungsgerichtshofes. 
(Fall.) Nr. 2, S. 8. 

— Nur ein caſſatoriſches Erkenntniß und nicht auch 
ſchon das Aufhebungserkenntniß wegen mangelhaften 
Verfahrens bewirkt die Hinfälligkeit der Steuervor⸗ 
ſchreibung. (Fall.) Nr. 2, S. 8. 

Eiſenbahnen. Die Entſcheidung bei einem Confliete 
zwiſchen conceſſionirten Kleinbahnen in Bezug auf die 
wechſelſeitige Benützung der Bahn und der Betriebs- 
mittel ſteht den Verwaltungsbehörden zu. (Fall.) 
Nr. 50, S. 227. 

Enteignung (die) von öffentlichem Gute. (Abhandl.) 
Nr. 15, S. 69 u. Nr. 16, S. 73. 

Eutlohnung leine) für perſönliche Bemühung iſt kein 
Gegenſtand des nach § 1036 a. b. G.⸗B. zu erſetzen⸗ 
den Aufwandes. Entlohnungsanſpruch von bei einem 
Löſchungswerke betheiligten Feuerwehrmännern. (Fall.) 
Nr. 19, S. 89. 

Entſcheidungen — behördlicher — 
führung gegen Gemeinden. (Abhand 
Nr. 33, S. 149; Nr. 36, S. 163. 

Erfindung. In der Herſtellung eines Modells und in 
Verhandlungen mit einem Patent⸗Agenten über eine 
beabſichtigte Patent⸗Anmeldung kann eine neuheits⸗ 
ſchädliche Ausübung einer Erfindung nicht erblickt 

Eu (Ball) Nr. 21, ©. 100. 
rgreiferprämie (auf die) Anſpruchs-Abweiſ 
Grund der Gefällsvorſchriften, w Reichs euch, 
Competenz zur Entſcheidung über den Anſpruch auf 
die Ergreiferprämie. (Fall.) Nr. 12, S. 56. 

Erſatz. Ter Umſtand, daß mit dem Bergwerksbetriebe 
eine Schädigung des fremden Grundſtückes unvermeidlich 
1 RT 1 die Erſatzpflicht des Bergwerk: 
sengers nicht aus. Umfang dieſer Erſatzpfli : 
Me fang dieſer Erſatzpflicht. (Fall.) 

Execution. Zur Tragung der Koſten der executiven 

Einhebung von Schalgelberr tand iſt die meinok 

geſetzlich nicht verpflichtet. (Fall.) Nr. 13, S. 61. | 

Verhältniß der politiſchen Execution zur gerichtlichen 

Zwangsvollſtreckung. (Notiz.) Nr. 18, S. 85. 


zwangsweiſe Durch⸗ 
l.) Nr. 29, S. 133 


F. 


Feuerwehr, ſ. Entlohnung. 

Finanzprocuraturen (der) Vertretungs⸗Berechtigung 
im adminiſtrativen Streitverfahren. (Abhandl.) Nr. 4, 
S. 15, Nr. 23, S. 107 u. Nr. 24, S. 111. 
inanzwache. Das Feftnehmen von Gefällsübertretern 
liegt im Dienſtbereiche der k. k. Finanzwache und kommt 


N 


es dabei nicht darauf an, ob der Gefällsübertreter 
(Schmuggler) den Finanzorganen bekannt iſt oder nicht. 


eye 


Auf Vereitelung dieſer Maßregel abzielender gewalt- 
ſamer Widerſtand ift nach $ 81 St.⸗G. zu beſtrafen. 
(Fall.) Nr. 15, S. 71. 

Forſtgeſetz, ſ. Grundlaſtenablöſung. 

Freie Meinungsduferung (die) umfaßt Alles, was 
ſich noch nicht als Umſetzung der Meinung in die 
That darſtellt. (Fall.) Nr. 10, S. 47. 

— Der Beſchluß einer Gemeindevertretung, welcher dahin 
geht, es ſeien ſämmtliche deutſche Reichsrathsabgeordnete 
dringend zu erſuchen, Alles aufzubieten, um eine be⸗ 
ſtimmte Maßregel der Staatsverwaltung hintanzu⸗ 
halten ꝛc., überſchreitet die Grenzen der freien Meinungs⸗ 
äußerung. (Fall.) Nr. 10, S. 47. 

— }. Leiſtung. 

Friedensvertrag, ſ. Wien. 


G. 


Gebirgswäſſer. Vorkehrung zu deren unſchädlichen 
Ableitung, Anwendung des Geſetzes vom 30. Juni 
1884. (Abhandl.) Nr. 52, S. 233. 

Gedankenäußerungen, |. Staatsgrundgeſetz. 

Gefällsübertreter, ſ. Finanzwache. 

Gefällsvorſchriften, i. Ergreiferprämie. 

Geheimmittel (der) Begriff. (Notiz.) Nr. 18, S. 86. 

Geldſtrafen — der im Grunde der Strafbeſtimmungen 
der Gewerbe-Ordnung verhängten — Zuweiſung. (Ab: 
handl.) Nr. 5, S. 23. 

Gemeinde. Eine durch Gemeindebeſchluß erfloſſene all: 
gemeine Anordnung erſcheint jederzeit dann anfechtbar, 
wenn infolge der Anordnung auf den Einzelnen ein 
Zwang ausgeübt werden foll. (Fall.) Nr. 14, S. 65. 

Gemeinden, ſ. Entſcheidungen. 

— Schadenerſatz, ſ. d. 

— ärariſche Straßen, ſ. Straßen. 

Gemeindegebiet. Für die ortspolitiſche Zugehörigkeit 
eines ſtreitigen Gebietes zu einer Gemeinde haben nur 
wirkliche Adminiſtrationsacte, aber nicht auch aus dem 
Eigenthumsrechte der Gemeinde fließende Handlungen 
Beweiskraft. (Fall.) Nr. 21, S. 102. 

ek e U f. Competenz⸗ 
conflict. 

Gemeindevertretungen in Preußen, Beurtheilung 
politiſcher Demonſtrationen derſelben. (Notiz.) Nr. 35, 
Se len. 

Gemeindevorſteher, Anſprüche an die Gemeinden — 
auf privatrechtliche Titel ſich gründende — gerichtliche 
Competenz, (Fall.) Nr. 47, S. 213. 

Gendarmen, Belohnung für Aufgreifung von Geſetzes⸗ 
übertretern. (Notiz.) Nr. 30, S. 140. 

— Bei Berechnung der im Gendarmeriedienſte zuge⸗ 
brachten Dienſtzeit kommt es nicht auf das Datum 
der Penſionirung, ſondern auf den Zeitpunkt der Con⸗ 
ſtatirung der Invalidität, reſpect, des Verſorgungs⸗ 
anſpruches an. (Fall.) Nr. 51, S. 231. 

Gerichtsſtand. Nachweis des Betriebes eines Handels⸗ 
gewerbes zur Feftſtellung des Gerichtsſtandes des Er⸗ 
füllungsortes. (Notiz.) Nr. 6, S. 30. 

Gewerbenovelle (die) vom 23. Februar 1897. (Ab⸗ 
handl.) Nr. 2, S. 7. 

Gewerbeordnung, ſ. Geldſtrafen. 

Gewerbsleute. Das im § 4 des Geſetzes vom 7. April 
1870 gebrauchte Wort „Gewerbsleute“ umfaßt auch 
jene gewerbsmäßigen Producenten, welche fabriksmäßig 
Waaren erzeugen. (Fall.) Nr. 46, S. 207. 

Gewerbsmäßigkeit (zur) nach $ 343 St.⸗G. wird die 
Abſicht erfordert, durch Wiederholung der ärztlichen 
Verrichtungen ſich eine, wenn auch nicht regelmäßig 
oder dauernd fließende, Einkommensquelle zu ſchaffen. 
(Fall.) Nr. 36, S. 165. 

Gewerbsverluſt. Wider Fiaker⸗ und Einfpänner⸗ 
kutſcher, welche den Perſonentransport nur im Dienſte 
des Gewerbeinhabers beſorgen, läßt fih der Gewerbe: 


verluſt (§ 478 St-G.) nicht verhängen. all.) 
Nr. 32, S. 147. 
Gleichberechtigung, nationale, ſ. Correſpondenz— 


karten. 

Grundlaſtenablöſung. Ein bloßes Dawiderhandeln 
von Eingeforſteten gegen die Beſtimmungen eines auf 
Grund des Grundlaſtenablöſungspatentes abgeſchloſſenen 
Regulirungsvergleiches involvirt noch nicht eine Ueber: 
tretung des Forſtgeſetzes. (Fall.) Nr. 35, S. 161. 

Grundſteuercataſter. Notizentnahme aus den Ope- 
raten des Grundſteuercataſters und Nachweiſung des 
Flächeninhaltes der Parcellen in den von Evidenz⸗ 
haltungsbeamten ausgefertigten geometriſchen Plänen. 
(Notiz.) Nr. 49, S. 222. 


H. 

Haftpflichtgeſetz vom 5. März 1869. Eine auf dieſes 
geſtützte Klage kann vom Handelsgerichte nicht deßhalb 
wegen Incompetenz abgewieſen werden, weil eine Er⸗ 
eignung im Verkehre einer Eiſenbahn nicht vorliege. 
Die Entſcheidung über diefe meritoriſche Rechtsfrage 
kann nur im Endurtheile erfolgen. (Fall.) Nr. 6, S. 28. 

(das) vom 5. März 1869 findet auch auf Straßen⸗ 
bahnen Anwendung. Bei Mangel der gehörigen Auf: 
merkſamkeit auf Seite des Verunglückten iſt der Er⸗ 
ſatzanſpruch ausgeſchloſſen. (Fall.) Nr. 24, S. 113. 

Handelsgewerbe, ſ. Gerichtsſtand. 

Hausbeſorger, ſ. Dienſtbote. 

Hebammen. Gewerbsmäßiges Ausüben der Geburts⸗ 
hilfe durch ungeprüfte Hebammen läßt ſich der Straf⸗ 
beſtimmung des $ 343 St. ⸗G. nicht unterſtellen; 
dasſelbe ift von der politiſchen Behörde zu ahnden. 
(Fall.) Nr. 22, S. 106. 

Heimatsgeſetz. Die Beſtimmung des § 27 alin. 2 
des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 findet auf 
Kinder und Gattinnen von als heimatslos Zugewieſenen 
keine Anwendung, ſoferne bezüglich dieſer Kinder 
und Gattinnen ſelbſt ein Act der Zuweiſung im Sinne 
des III. Abſchnittes des Heimatsgeſetzes nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. (Fall.) Nr. 42, S. 190. 

Heimatsrecht. Die Beſtimmung des § 10 des Geſetzes 
vom 5. December 1896 findet nur auf jene Staats: 
diener Anwendung, welche ihr Amt in der betreffenden 
Gemeinde infolge Ernennung oder Verſetzung während 
der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes neu antreten. (Fall.) 
Nr. 14, S. 67. 

— Die im § 11 der Gemeindeordnung für Böhmen 
enthaltene Verpflichtung Auswärtiger zum Nachweiſe 
der Heimatsberechtigung gegenüber der Aufenthalts⸗ 
gemeinde erſtreckt ſich, was die einem Auswärtigen 
unterſtehenden Bedienſteten anbelangt, nur auf ſolche 
Bedienſtete, welche in einem Dienſtverhältniſſe ſtehen 
und unter deren Heimatnachweiſen Dienſtbotenbücher 
zu verſtehen ſind. (Fall.) Nr. 50, S 226. 

— Die Beſtimmung des § 10 des Geſetzes vom 5. De⸗ 
cember 1896 hat auch auf jene Diener Anwendung 
zu finden, welche bereits vor der Geltung des ge- 
dachten Geſetzes eine definitive Anſtellung erlangt und 
ihr Amt angetreten hatten. (Fall.) Nr. 50, S. 297. 

Holz. Darf der Servitutsberechtigte das aus dem be⸗ 
laſteten Walde bezogene Holz veräußern? (Abhandl.) 
Nr. 25, S. 115 und Nr. 26. 

Hunde. Für Gegenden, welche von wuthkranken oder 
wuthverdächtigen Hunden durchſtreift werden, kann 
unter Sanction des Art. I, § 45 des Geſetzes vom 
24. Mai 1882, die politiſche Behörde auch an⸗ 
ordnen, daß nicht an die Kette gelegte Hunde mit 
einem ſicheren Maulkorbe zu verſehen und an der 
Leine zu führen ſind. (Fall.) Nr. 43, S. 195. 

Hygiene, ſ. Straßenhygiene. 


J. 


Jagdberechtigte haben den durch Eichhörnchen ver- 
urſachten Schaden zu vergüten. (Fall.) Nr. 52, S. 236. 

Immunitätsrecht. Wirkſam bleibt das Immunitäts⸗ 
recht des Beſchuldigten, der einem der geſetzlichen Ver: 
tretungskörper als Mitglied angehört, auch dann, wenn 
er, gerichtlich verfolgt, dasſelbe nicht geltend macht; 
es iſt kein Gegenſtand rechtsgiltigen Verzichtes. (Fall.) 
Nr. 52, S. 236. 

Induſtrierath und Landwirthſchaftsrath und arbeits⸗ 
ſtatiſtiſcher Beirath. (Abhandl.) Nr. 47, S. 211 und 
Nr. 48. 

Interpellation, ſ. Reichsrath. 

Iſtrien, ſ. Krankenpflegskoſten. 


K. 


Krankencaſſe, i. Vereinskrankencaſſe. 

Krankenverpflegskoſten. Competenz bei Erſatzan⸗ 
ſprüchen. (Fall.) Nr. 3, S. 12. 

— Verpflichtung des Landesfondes zur Zahlung der bis 
zum Eintritte der Transportsfähigkeit verlaufenen 
Verpflegskoſten für einen in einem öffentlichen Kranken⸗ 
hauſe über die normalmäßige Verpflegsdauer an einer 
chroniſchen Krankheit behandelten Kranken. (Fall.) 
Nr. 18, S. 83. 

Verpflichtung des Landesfondes von Iſtrien zur 
Zahlung einer der vorbeſtandenen Iſtrianer Kreis: 


concurrenz obgelegenen Leiſtung von Krankenverpflegs⸗ 
koſten. (Fall.) Nr. 41, S. 185. 

Kündigungsfriſt, i. Arbeitsordnung. 

Kutſcher, ſ. Gewerbsverluſt. 


La 


LandeSfond, ſ. Krankenverpflegskoſten. 

Landtagswahl. Beſchwerde wegen angeblicher Ver— 
letzung des Rechtes der Wähler auf Ausſchreibung 
einer Neuwahl für den Landtag durch das Vorgehen 
des Landtages, wornach eine mit dem Wahlcertificate 
nicht verſehene Perſon auf Grund des Ergebniſſes der 
landtäglichen Wahlprüfung als zum Landtagsabge⸗ 
ordneten gewählt erkannt und in den Landtag ein— 
berufen wurde. Incompetenz des Reichsgerichtes zur 
Entſcheidung über dieſe Beſchwerde. (Fall.) Nr. 33, 
S. 150 

Landwirthſchaftsrath, ſ. Induſtrierath. 

Lehramtszöglinge, ſ. Stipendien. 

Lehrer, ſ. Dienſtalterszulagen. 

- Zur Entſcheidung über behauptete Eingriffe in die 
politiſche Rechtsſphäre öffentlicher Lehrer durch die 
Disciplinarbehörden und zum Abſpruche über Cofi- 
ſionen zwiſchen der Ausübung der allgemeinen Staats- 
bürgerrechte und der Erfüllung ſpecieller Dienſtpflichten 
einer öffentlichen Lehrperſon iſt das Reichsgericht in⸗ 
competent. (Fall.) Nr. 37, S. 169. 

— Volksſchullehrer, welche durch gerichtliches Urtheil zum 
Lehramte fiir untauglich erklärt wurden, find aus dem 
Schuldienſte ohne Disciplinarunterſuchung zu entfernen. 
(Fall.) Nr. 52, S. 235. 

Lehrverhältniß. In aus dem Lehrverhältniſſe ent⸗ 
ſpringenden Streitigkeiten ſteht die Vertretung des 
Lehrlings dem Vater als geſetzlichen Vertreter des 
Lehrlings zu; Competenz der politiſchen Behörde. 
(Fall.) Nr. 37, S. 168. 

Leiſtung. Erzwungenes Bethätigen einer den An⸗ 
ſchauungen des Bedrohten widerſprechenden politiſchen 
Geſinnung (Verletzung des Rechtes der freien Meinungs⸗ 


äußerung, § 8 St.⸗G.) kann als Leiſtung gelten. 


(Fall.) Nr. 16, S. 75. 
M. 


Markenrecht. Begriff des Agent provocateur bei 
Eingriffen in das Markenrecht. (Fall.) Nr. 19, S. 89. 

Matrikenauszüge. Gebahrung mit den aus dem 
Auslande einlangenden Matrikenauszügen von öſter⸗ 
reichiſchen Staatsangehörigen. (Notiz.) Nr. 45, S. 204. 

Mauthgebühren. Die zur Einhebung von Privat⸗ 
Mauthgebühren beſtellten Perſonen ſind der Begün⸗ 
ſtigung des § 68 alin. 2 St.⸗G. nicht theilhaftig. 
(Fall.) Nr. 11, S. 52. 

Meldungsvorſchriften. In den Uebertretungen der⸗ 
ſelben Strafgerichtsbarkeit. (Abhandl.) Nr. 7, S. 31. 

Minoritäten (der) Recht. (Notiz.) Nr. 15, S. 72. 

Mißbrauch der Amtsgewalt. Der Thatbeſtand des im 
§ 105 St.⸗G. behandelten Verbrechens der Verleitung 
zum Mißbrauche der Amtsgewalt verwirklicht ſich im 
Zuwenden oder Zuſichern des Geſchenkes oder Vor⸗ 
theils an ſich, vorausgeſetzt, daß es unter Umſtänden 
erfolgte, welche die in der Geſetzesſtelle bezeichnete Ab- 
ſicht erkennen laſſen; daß ſich dieſe Abſicht in einer 
zweiten neben dem Acte des Beſchenkeus verlaufenden 
Handlung ſelbſtſtändig manifeſtire, kann nicht gefordert 
werden. (Fall.) Nr. 8, S. 39. 

Miſſionen. Zur Ausübung des Predigeramtes, Spen: 
dung der heiligen Sacramente der Buße und des 
Altars und zur Pflege von Andachtsübungen, über⸗ 
haupt entſendete geiftlide Miſſionen find eine Ein: 
richtung der katholiſchen Kirche. (Fall.) Nr. 20, S. 96. 


N. 
Nachdruck, ſ. Druckſchriften. 


O. 

Oeffentliches Gut, ſ. Enteignung. 

Oeffentliches Recht. Verhältniſſe, welche ſich auf 
Eigenthums⸗Objecte beziehen, die einem öffentlichen 
Zwecke dienen, ſind öffentlich rechtlicher Natur, auch 
wenn ſie ſich auf Vereinbarungen gründen. (Fall.) 
Nr. 4, S. 16. 

— und Joſef Unger. (Abhandl.) Nr. 30, S. 137. 


Es —— 


Oeffentliche Neligionsübung. Einen Beſtandtheil 
derſelben bildet für die katholiſche Kirche der Opfer- 
gang um den Altar, mit welchem, während der Prieſter 
in der Sacriſtei die Ringe weiht, ortsüblich die lirch⸗ 
liche Trauungsceremonie eröffnet wird. (Fall.) Nr. 44, 
S. 200. 

Opfergang, i. Oeffentliche Religionsübung. 


P. 

Patentgeſetz — das neue. — (Abhandl.) Nr. 43, 
S. 193 bis Nr. 46 incl. | 

Pfändungsregiſter (im) Erſichtlichmachung der im 
Verwaltungswege an gerichtlich gepfändeten Sachen 
begründeten Pfandrechte. (Notiz.) Nr. 3, S. 13. 

Politiſche Rechte, ſ. Vereine. 

Polizeibeamten — Ueber das Verhalten derſelben — 
Grundſätze. (Notiz.) Nr. 29, S. 136. | 

Prag. Durch die Verfügung des Prager Stadtrathes, 
daß die in böhmiſcher Sprache verlautbarten Namen 
der Gaſſen, Straßen und Plätze als Eigennamen auch 
in anderen Sprachen zu gebrauchen ſind, hat 
eine Verletzung der ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſteten 
ſprachlichen Gleichberechtigung ſtattgefunden. Fall.) 
Nr. 14, S. 65. 

Privilegien. Koſtenerſatz im Privilegieneingriffsſtreile. 
(Fall.) Nr. 7, S. 32. 

Die über ein Sachverſtändigen-Gutachten verlangte 
Einholung eines Facultäts⸗Gutachtens iſt, als im Ge⸗ 
ſetze nicht begründet, abzuweiſen. Fall.) Nr. 8, S. 37. 

— Zur Charakteriſirung des Erfindungsgedankens und 
zur Klarſtellung des Privilegienſchutzes find nicht allein 
die Patentanſprüche, ſondern die ganze Beſchreibung 
mit dem Titel und das eingelegte Muſter maßgebend. 
(Fall.) Nr. 8, S. 37. | 

— In dem einmaligen Verkaufe eines nachgemachten 
Gegenſtandes kann ein Eingriff im Sinne des § 38, 
lit. c. Priv.⸗Geſ., nicht erblickt werden. (Fall.) Nr. 8, 
S. 37. | 

— Sobald die Nichtneuheit in den Patentanſprüchen 
einzeln unter Schutz geſtellter Gegenſtände erwieſen 
ift, kann in ihrer vereinigten Verwendung eine patent⸗ 
fähige Combination nicht mehr erblickt werden. (Fall.) 
Nr. 29, S. 135. | 


R. 


Nangsclaſſe, f. Witwenpenfion. 

Rechtsmittelverfahren vor den politſchen Behörden, 
Bemerken zu dem betreffenden Geſetze. (Abhandl.) 
Nr. 31, S. 141 u. Nr. 32, S. 145. 

Recurs gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen iſt in 
Privilegienſachen unzuläſſig. (Fall) Nr. 8, S. 37. 
— Die Recursbelehrung im Sinne des Geſetzes vom 

12. Mai 1896. (Abhandl.) Nr 9, S. 41. 

— Zur Recursführung ijt ein Bevollmächtigter legiti- 
mirt, ſobald die Thatſache der erfolgten Bevollmäch- 
tigung nachgewieſen iſt. (Fall.) Nr. 15, S. 71. 

— Der Mangel einer ordnungsmäßigen Vollmacht ge⸗ 
nügt nicht zur Abweiſung des Recurſes wegen man— 
gelnder Legitimation, ſondern iſt durch die Anweiſung 
zur Beibringun der Vollmacht zu beheben. (Fall.) 
Nr. 15, S. 71. 

Recursfriſt gegen landesſchulräthliche Entſcheidungen 
beträgt 60 Tage. (Fall.) Nr. 45, S. 203. 

Reichsgericht. Die Vorausſetzung der Beſtimmung 
des Alinea 4 des $ 24 des Geſetzes vom 18. April 
1869 über das Verfahren vor dem Reichsgerichte 
trifft nicht zu, wenn der Beſchwerdeführer unter Medt- 
fertigung ſeines Nichterſcheinens und ſeiner Nicht— 
vertretung die Durchführung der Verhandlung vor 
dem Reichsgerichte in ſeiner Abweſenheit begehrt. (Fall.) 
Nr. 16, S. 74. 

Neichsrath. Der wahrheitsgetreuen Mittheilung einer 
in öffentlicher Sitzung des Reichsrathes verleſenen 
Interpellation kommt Alinea 4 des $ 28 Pr.⸗G. 
zu ſtatten, auch wenn ſie den — in die Interpellation 
aufgenommenen und mit dieſer verleſenen — Inhalt 
einer durch richterliches Erkenntniß verbotenen oder 
mit Beſchlag belegten Druckſchrift wiedergibt; auch der 
Strafbeſtimmung des § 24 Bre. unterliegt fie nicht. 
(Fall.) Nr. 41, S. 187. 

Neichsrathsmitglied. Inſolange die Zuſtimmung des 
Reichsrathes nicht erfolgt iſt, dürfen während der 
Seſſionsdauer auch zu Ungunſten eines Reichsraths⸗ 
mitgliedes überreichte Beſchwerdeſchriften nicht an die 
Rechtsmittelinſtanz geleitet werden. (Fall.) Nr. 9, 
S. 44. 


Neichsrathsabgeordnete, ſ. Diäten. 
Reichsrathswahlen, i. Sachſenfeld. 
Religtionsgenoſſenſchaft, j. Ehehinderniß. 
Revolver. Vorausſetzungen für die Behandlung von 
Revolvern als verbotene Waffen. (Notiz.) Nr. 2, S. 10. 


~ 
Le 


Sachſenſeld. Entſcheidung des Reichsgerichtes über die 
Frage der Abgrenzung' zwiſchen Städte- und Land⸗ 
gemeindewählern im Bereiche der Ortsgemeinde Sachſen— 
feld. (Fall.) Nr. 20, S. 93. 

chadenerſatz (zum) Verurtheilung einer Gemeinde 

wegen der durch die Schadhaftigkeit einer Gemeinde— 

brücke herbeigeführten Verletzung eines Pferdes. (Fall.) 

Nr. 8, S. 36. 

Schiedsgerichte, ſ. Unfallverſicherung. 

Schriftſteuer, Natur derfelben. (Abhandl.) Nr. 41, 
S. 183 u. Nr. 42, S. 189. 

Schriftverkehr — im amtlichen — Unarten. (Notiz.) 
Nr. 13, S. 62. 

Schulärzte (der) Thätigkeit. (Notiz.) Nr. 16, S. 76. 

Schulgelder, executive Einhebung, $. Execution. 

Schulgemeinde. Eine Ortſchaſt kann in ihrer Gänze 
nicht gleichzeitig zu zwei verſchiedenen Schulgemeinden 
eingeſchult ſein. Der Beſtand einer kleinen Schul⸗ 
gemeinde in dem Gebiete einer größeren iſt nicht zu— 
laſſig. (Fall.) Nr. 39, S. 177. 

Schweine. Das bei Seuchengeſahr von der politiſchen 
Landesbehörde erlaſſene Verbot des Hauſirhandels 
mit Schweinen ſteht unter dem Schutze des Artikels 1, 
Lae des Geſetzes vom 24. Mai 1882. (Fall.) Nr. 12, 

oe 

Seelforger, ſ. Congrua. 


S 


Servitut, ſ. Holz. 


Sicherheit der Perſon und des Eigenthums. Gefähr⸗ 
dung durch eine in verhetzender und aufreizender Ten: 
denz betriebene unausgeſetzte agitatoriſche Thätigkeit. 
(Fall.) Nr. 16, S. 74. 

Siſtirungsrecht. Durch die Nichtausübung der ſtaat⸗ 
lichen Siſtirungsrechtes gegenüber dem Beſchluſſe einer 
autonomen Körperſchaft können durch die Verfaſſung 
gewährleiſtete politiſche Rechte nicht verletzt werden 
und kann dem einzelnen Staatsbürger ein rechtlicher 
Anſpruch auf Ausübung des Siſtirungsrechtes nicht 
zugeſtanden werden. (Fall.) Nr. 11, S. 50. 

Sitz (der) des k. k. Aerars in Angelegenheiten des ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſes der k. k. Staatsbahndirec⸗ 
directionen iſt nicht Wien, fondern der Standort jener 
Finanzprocuratur, in deren Amtsſprengel die betref⸗ 
fende Staatsbahndirection gelegen iſt, und welche daher 
das Aerar zu vertreten berufen iſt. (Fall.) Nr. 6, S. 28. 

Sprache. Sprachenfrage bei Verſammlungen in Preußen. 
(Notiz.) Nr. 1, S. 6. 

Sprachliche Gleichberechtigung. Verletzung derſelben 
durch den Prager Stadtrath in Folge der Verfügung, 
daß die in böhmiſcher Sprache verlautbarten Namen 
der Gaſſen, Straßen und Plätze als Eigennamen auch 
in andern Sprachen zu gebrauchen ſind. (Fall.) Nr. 14, 
S. 65. 

— Eine Verletzung derſelben kann in dem von der Ge— 
meindebehörde erlaſſenen Verbote der Anbringung von 
eigentlichen Straßentafeln ſeitens Privater nicht er⸗ 
kannt werden. (Fall.) Nr. 14, S. 65. 

Staat(es) Stellung im Adminiſtrativ-Proceſſe. (Ab⸗ 
handl.) Nr. 4, S. 15. 

Staatsbahn⸗Directionen. In Angelegenheiten des ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſes derſelben Sitz des k.k. Aerars? 
(Fall.) Nr. 6, S. 28. 

Staatsgrundgeſetz, Artikel 13 bezieht ſich auf den 
Schutz des Inhaltes von Gedankenäußerungen, für die 
ſprachliche Form derſelben kommt Artikel 19 des 
Staatsgrundgeſetzes in Betracht. (Fall.) Nr. 11, S. 50. 

Städteordnung eine ſüdafrikaniſche. (Notiz.) Nr. 3, 
S. 13. 

Stempelmarken — die neuen. (Abhandl.) Nr. 11, 
S. 49 bis Nr. 14 und Nr. 17, S. 77 bis Nr. 22. 
Steuern. Zur Entſcheidung über den Anſpruch des 
Staates auf Erſatz der von einer Gemeinde eingeho— 
benen und nicht abgelieferten Steuerbeträge ſind die 
Gerichte nicht zuſtändig. (Fall.) Nr. 21, S. 101. 
Stipendien für Lehramtszöglinge (Abhandl.) Nr. 39, 

S. 175 u. Nr. 40. 

Strafunmündiger und verwahrloſter Jugendlicher⸗ 
Behandlung. Notiz.) Nr. 14, S. 68. 

Straßen. Für die den Gemeinden gebührende Ver: 
gütung für die Erhaltung der gepflaſterten Durchfahrts⸗ 


ſtrecken der ärariſchen Straßen kommen nur die Koften 
der eigentlichen Straßenerhaltung, nicht auch die Koften 
der ſonſtigen Straßenverwaltung überhaupt zur Ver⸗ 
anſchlagung. (Fall.) Nr. 1, S. 2. | 
Straßenhygiene (der) Hand 
Nr. 22, S. 106 
Streitverfahren, adminiftrativeg, 
turen. 
Strite-Berhútungin Neufeelqnd. (Notiz.) Nr. 7, S. 33. 
Suspenſion. Bezüglich des Anſpruches auf nachträg⸗ 
liche Erſtattung der während der Suspenſion eines 
Beamten zurückbehaltenen Bezüge kommt es darauf 
an, ob der Suspendirte vollkommen ſchuldlos befunden 
worden ift. Wurde im Disciplinarverfahren nicht die 
vollkommene Schuldloserklärung ausgeſprochen, jo ift 
es nicht erforderlich, daß die disciplinäre Verurtheilung 
wegen desſelben Factums erfolgt ſein müſſe, wegen 
welchen die Suspendirung verfügt worden war. (Fall.) 
Nr. 28, S. 131. | 


habung in Europa. (Notiz.) 


ſ. Finanzprocura⸗ 


T. 


Telephonauſtalten, Beſchädigung, ſ. d. 

Thierſeuche. Die Wirkſamkeit eines Einfuhrverbotes 
endet nicht mit dem Erlöſchen der Thierſeuche, auf 
welche es ſich bezieht, ſondern mit ſeiner formellen 
Aufhebung. (Fall.) Nr. 12, S. 57. 

— Das im § 7 des Geſetzes vom 29. Februar 1880 
erwähnte „In Verkehr bringen“ begreift jedes Ver⸗ 
halten, durch welches ein Zuſammentreffen mit er⸗ 
krantten oder krankheitsverdächtigen und gefunden Daus: 
thieren herbeigeführt werden kann. (Fall.) Nr. 15, S. 71. 

— Abweifung einer beim Reichsgerichte eingebrachten 
Klage auf Zuerkennung der höheren Entſchädigung für 
wegen Ausbruches der Lungenſeuche nothgeſchlachtete 
Rinder. Für die Frage der rechtzeitigen Anzeige kommt 
es nicht auf das Erkennen der Seuche, ſondern auf 
das Erkennen der Merkmale an, welche genügen, um 
den Verdacht der Lungenſeuche zu erregen. (Fall.) 
Nr. 29, S. 134. 

Thierſeuchen⸗Geſetz vom 29. December 1880. Der 
$ 33 dieſes Geſetzes verpflichtet auch den Inhaber des 
mit Räude behafteten Pferdes unmittelbar ſelbſt; 
ſeiner im Vernachläſſigen dieſer Pflicht begründeten 
Haftung kann er nicht dadurch entgehen, daß er etwa 
auch die Anzeigeverſäumniß auf ſich lud. (Fall.) Nr. 31, 
S. 143. 

Trinkgeld. Wenn das Recht auf den Bezug eines 
„Trinkgeldes“ auf Rechnung des Lohnes nicht nad: 
gewieſen erſcheint, fällt die Entſcheidung über die 
Herausgabe eines von dem Gewerbsgehilfen angeblich 
als Trinkgeld angeſprochenen Betrages ſeitens eines 
Fuhrwerksgewerbs⸗Inhabers nicht in die Competenz 
der politiſchen Behörden. (Fall.) Nr. 19, S. 88. 

eh en gegen die Verbreitung der 

culoje durch Fleiſch und Mild b ji 
(Abhandl.) Nr. 49, S. 219 u. . A dió 


u, 


Unfallverſicherungs⸗An 


; ſtalt der Arbeiter, ſ. Arbeiter- 
Unfallverſicherungs⸗Anſt n 


alt. 


— VII — 


Unfallverſicherung (der) Schiedsgerichte. (Abhandl.) 
de Sr, E lor, 

Unger Joſef und das öffentliche Recht. 
Nr. 30, S. 137. 


Abhandl.) 


V. 


Verabredungen, ſ. Cartelle. 

Vereine. Die Wiederherſtellung eines wegen ſeines 

Zweckes äufgelöſten Vereines ift nicht zuläſſig, daher 

die Unterſagung der Bildung eines eine derartige 

Wiederherſtellung bezielenden Vereines gerechtfertigt iſt. 

(Fall.) Nr. 1, S. 4. 

Das Vorhaben der Wiederherſtellung wird als vor: 

handen erachtet, wenn in Rückſicht auf die Identität 

der Statuten das Eingreifen derſelben Perſonen und 
auf geoffenbarte Abſichten kein Zweifel darüber obwalten 
kann, daß der neu zu bildende Verein dieſelben Ten⸗ 
denzen verfolgen ſollte, wie der aufgelöſte Verein. 

(Fall.) Nr. 1, S. 4. 

— können auch Träger von durch die Verſaſſung ge 
währleiſteten politiſchen Rechten ſein. (Fall.) Nr. 14, 
S. 65. | 

— Eine nach den Satzungen auf Herausgabe und Ber | 
breitung von Druckſchriften überhaupt, alſo auch von 
ſolchen politiſchen Inhaltes umſchriebene Vereins⸗ 
thätigkeit iſt als eine politiſche Thätigkeit anzuſehen 
und erheiſcht eine ſolche Zweckſetzung die Conſtituirung 
des Vereines als eines politiſchen. (Fall.) Nr. 38, S. 173. 

— Unterſagung der Bildung eines Vereines, weil die) 
ſtatutariſchen Beſtimmungen über den Vereinszweck die 
Entfaltung einer geſetzwidrigen Vereinsthätigkeit nicht 
ausſchließen. (Fall.) Nr. 51, S. 230. 

Vereins⸗Krankencaſſe. Hinſichtlich der Frage, ob 
den öffentlichen Rückſichten bei einer im Sinne des 
Geſetzes vom 26. November 1852, $ 14 lit. c, Dez 
abfichtigten Vereinsbildung entſprochen wird, iſt den 
Adminiſtrativbehörden freies Ermeſſen eingeräumt. (Fall.) 
Nr. 52, S. 235. 

— Die Gefährdung der Exiſtenzfähigkeit einer Bezirks⸗ 
Krankencaſſe durch eine zu bildende Vereins⸗Kranken⸗ 
caſſe berührt ein öffentliches Intereſſe. (Fall.) Nr. 52, 
S. 235. 

Vereinsſtatuten. Laut $ 4 lit. b des Vereinsgeſetzes 
muß die Beſtimmung der Vereinsſtatuten über die 
Aufnahme neuer Mitglieder eine Jedermann klar er⸗ 
ſichtliche und nicht bloß durch die Auslegung all 
Se Beſtimmungen herſtellbare ſein. (Fall.) Nr. 10, 

47. 

Verkehr. Begriff des im § 7 des Geſetzes vom 
29. Februar 1880 erwähnten „In Verkehr bringen“. 
(Fall.) Nr. 15, S. 71. 

Verordnungsrecht, das 
Ne A, Gy P8, 

Verſammlung — mit Beſchränkung „auf geladene 
Gäſte“ — fekt voraus, daß die Einberufer einer ſolchen 
Verſammlung die Auswahl der einzuladenden Gäſte 
ſelbſt treffen und dafür ſorgen, daß nur die von ihnen 
als ihre Gäſte eingeladenen Perſonen Zutritt zu der 
Verſammlung finden. — Dieſer Vorausſetzung ent⸗ 
ſpricht nicht ein Einladungsmodus, wornach die Aus⸗ 
gabe von auf Namen lautenden Eintrittskarten zur 
Verſammlung anderen — von den Einberufern ver- 
ſchiedenen — Perſonen überlaſſen wird. (Fall.) Nr. 9, 


öſterreichiſche. (Abhandl.) 


i 


S. 42. 


— EZ 


Volksſchulen 


Verſicherung 
Nr. 10, S. 4 

Verſicherungs⸗Vereins⸗ Statutenänderung. Das 
Reichsgericht ift nicht berufen, in die Ueberprüfung 
einer diesbezüglichen Regierungs⸗Verfügung, beziehungs⸗ 
weiſe der Nichtgenehmigung der beabſichtigten Statuten: 
änderung einzugehen. (Fall.) Nr. 40, S. 180. 

Vertheilung, ſ. Druckſchriften. 

Vertretung, ſ. Finanzprocuratur. 

Vertretungskörper, ſ. Immunitätsrecht. 

Vertretungskoſten hat im Falle der Beendigung eines 
Waſſerrechtsſtreites durch einen Vergleich diejenige 
Partei zu tragen, welche um die Einleitung des Ver⸗ 
fahrens angeſucht hat; die Vertretungskoſten ſind nach 
freiem Ermeſſen zu adjuſtiren; der Advocatentarif 
findet keine Anwendung. (Fall.) Nr. 47, S. 212. 

Verwaltungs⸗Zuſtände in Griechenland. (Notiz.) 
Nr. 27, S. 128. 

Viehſeuche, ſ. Thierſeuche. 

neuerrichtete — find im Falle von 
Einwendungen der betheiligten Factoren nur einclaſſig 
zu organiſiren, wenn auch die Zahl der ſchulpflichtigen 
Kinder, welche ſich außerhalb der geſetzlichen Entfernung 
von einer beſtehenden Volksſchule befinden, nach dem 
fünfjährigen Durchſchnitte die Ziffer 80 überſteigt. 
(Fall.) Nr. 45, S. 203. 

Volksverſammlung — einberufender Verein — in: 
wieferne für die Vorgänge in der Volksverſammlung 
verantwortlich gemacht werden kann? (Fall.) Nr. 38, 
S PR 


(die) gegen Arbeitsloſigkeit. (Abhandl.) 
5. 


W. 


Waſſerbauten, ſ. Waſſerrechte. 

Waſſerrechte. Ueber die waſſerrechtliche Behandlung 
ſtaatlicher Schutz- und Regulirungs⸗Waſſerbauten. (Ab: 
handl.) Nr. 38, S. 171. 

Waſſerrechtsſtreit, f. Vertretungskoſten. 

Wiener Friedensvertrages vom Jahre 1866, Artikel 
XIV. (Abhandl.) Nr. 28, S. 129. 

Mitwenpenſion. Der Witwe eines nach guriidgetegter 
Dienſtzeit von fünf Jahren nach mehrmonatlicher 
Krankheit verſtorbenen Beamten gebührt die der Rangs⸗ 
claſſe entſprechende Witwenpenſion, da die durch die 
Krankheit herbeigeführte Dienſtunfähigkeit des Gatten 
nicht in Zweiſel gezogen werden kann; es iſt daher nicht 
erforderlich, daß die Dienſtunfähigkeit noch bei Lebzeiten 
conſtatirt wurde. (Fall.) Nr. 36, S. 164. 

— Die von einem Beamten nur proviſoriſch inne: 
gehabte Rangsclaſſe begründet für die Witwe nicht 
den Anſpruch auf die dieſer Rangsclaſſe entſprechende 
Penſion. (Fall.) Nr. 43, S. 194. 

Wohnung, ſ. Beſtandsvertrag. 

Wuthkrankheit, ſ. Hunde. 


3. 


Zahntechniker (der) Recht (Abhandl.) Nr. 51, S. 229. 

Zuſtändigkeit, f. Heimatrecht. 

Zwangsarbeitshaus⸗Fond — beim mähriſch'ſchle⸗ 
ſiſchen — Bedeckung des jährlichen Abganges; Streit 
zwiſchen dem Landesausſchuſſe von Mähren und jenem 
von Schleſien über die gegenſeitige Beitragsleiſtung 
zur Bedeckung dieſes Abganges. (Fall.) Nr. 4, S. 16. 


